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Optionspfl icht im Staatsangehörig keitsrecht

Sehr geehrter Hen Dr. Micksch,

für lhrSchreiben vom 19. August 2010, in dem sie mich darum bitten, für

eine ersatzlose streichung der optionspflicht nach dem staats-

angehörigkeitsgesetz einzutreten, danke ich lhnen.

lch stimme mit lhnen überein, dass die Durchführung des Options-

verfahrens zu einer Ungleichbehandlung von Personen führt, die deutsche

Staatsangehörige sind, ihre deutsche Staatsangehörigkeit aber aus

u ntersch iedlichen Rechtsgrü nden erworben haben.

Die durch Geburt enrvorbene deutsche Staatsangehörigkeit von Kindern

ausländischer Eltern sollte nach Erreichen der Volljährigkeit nicht mehr zur

Disposition gestellt werden. Seit längerem befürworte ich daher, das

Anliegen mehrerer Gesetzentwürfe, die eine Aufhebung der SS 29 und 34

des Staatsangehörigkeitsgesetzes (SIAG) vorsehen. So hat Sachsen-

Anhalt bereits 2008 den von den Ländern Berlin und Bremen im Bundesrat

gestellten Antrag unterstützt und das Zielvorhaben des Koalitionsvertrages

für die 17. Legislaturperiode ,,die Erfahrungen mit den ersten optionsfällen

auf möglichen Verbesserungsbedarf sowohl im Verfahren als auch in

materiell-rechtlicher Hinsicht zu überprüfen und ggf. Anderungsvorschläge

zu erarbeiten" begrüßt.
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Auch der erneute Gesetzentwurf der SPD-Fraktion im Deutschen Bundestag über ein Gesetz

zur Anderung des Staatsangehörigkeitsrechts, der am 23. Februar 2010 in den Deutschen

Bundestag eingebracht worden ist und unter anderem die Abschaffung des Optionsmodells

vorsieht, fi ndet meine Unterstützung.

Dies geschieht auch vor dem Hintergrund, dass Sachsen-Anhalt in dem von der Landes-

regierung am 23. Juni 2009 beschlossenen Aktionsprogramm lntegration dafür eintritt, mehr

Zugewanderte mit dauerhafter Bleibeperspektive dazu zu bewegen, die deutsche Staats-

bürgerschaft anzustreben. Der durch die noch bestehende Optionsregelung mögliche Verlust

der deutschen Staatsangehörigkeit bei Personen, die durch Schulbesuche, Ausbildung usw.

in die deutsche Geisellschaft hineingewachsen sind, steht im Widerspruch zu diesem

Vorhaben.

lm übrigen bin auch ich der Ansicht, dass die Durchführung des Optionsverfahrens zu einem

erheblichen bürokratischen Aufwand und einer hohen Anzahl von Verwaltungsstreitverfahren

führt.

lch darf lhnen somit nochmals versichern, dass lhr Anliegen der Abschaffung der Options-

pflicht von mir bereits seit langem nachhaltig unterstützt wird und auch zukünftig meine volle

Zustimmung erfahren wird'

Mit freundlichen Grüßen




